
Im kommenden Jahr soll in Grönland mit 
der Förderung Seltener Erden begonnen 
werden. Die Insel setzt künftig stark auf 
Rohstoffgewinnung.

ANDREAS KNUDSEN, KOPENHAGEN

Wirtschaftliche Unabhängigkeit von Däne-
mark gehört schon seit der Jahrtausendwen-
de zu den Zielen der grönländischen Regie-
rungen. Gelingen soll dies vor allem durch 
Gewinnung von Rohstoffen. Doch trotz reich-
lich vorhandener Vorkommen und dem Inte-
resse von Bergbaufirmen ist der große Boom 

bisher ausgeblieben. Mit der Erteilung einer 
Lizenz zum Abbau von Seltenen Erden an die 
Firma Tanbreez könnte nun der Durchbruch 
gelingen. Es handelt sich um strategisch sehr 
bedeutsame Rohstoffe, deren Ausbeutung das 
gegenwärtige chinesische De-facto-Monopol 
untergraben könnte.

Seit über 20 Jahren arbeitet Tanbreez Mi-
ning Greenland A/S an der Erkundung des-
sen, was unter dem Berg Killavaat Alann-
guat im Süden der riesigen, teilautonomen 
Insel im Nordpolarmeer schlummert. Gefun-
den wurden hier die Metalle Cerium und Lan-
tanum, die etwa in Teleskoplinsen und Kata-
lysatoren Anwendung finden und die Hälfte 
der Ausbeute ausmachen dürften. 16 Prozent 
würden auf Yttrium entfallen, das für Sup-
raleiter in Quantencomputern benötigt wird, 
weitere 13 Prozent auf Neodymium, das für 
Magnete benötigt wird, die in Windrädern 
zum Einsatz kommen. Den Rest machen neun 
weitere Seltene Erden aus, die für weitere An-
wendungen in Elektronik und Computerbau 
benötigt werden.

Vorgesehen ist es, die Seltenen Erden, die 
generell in geringer Konzentration vorkom-
men, vor Ort aus dem Gestein zu brechen 
und nach der ersten Verarbeitungsstufe über 
einen ganzjährig eisfreien Hafen per Schiff 
zu exportieren. Die Weiterverarbeitung wür-
de entweder in China oder Malaysia vor sich 
gehen, wo es entsprechende Fabriken gibt. 
Laut Tanbreez-Chef Greg Barnes ist zudem 
eine Verarbeitungsfabrik in den USA geplant.

Das Projekt in Grönland wird auf 19 Mil-
lionen Tonnen abbaufähiger Erze geschätzt 
und könnte über viele Jahre hinweg produ-
zieren. Für Grönland wichtig sind die poten-
ziellen Steuereinnahmen sowie die Schaffung 
von Arbeitsplätzen. Inwieweit einheimische 
Fachkräfte angestellt werden können, ist aber 
eine offene Frage. In der nächstgelegenen 
Siedlung Narsaq leben etwa 3500 Menschen 
hauptsächlich von Fischerei, Schafzucht und 
Tourismus. Insgesamt hat Grönland nur rund 
50 000 Einwohner, und trotz erheblicher Be-
mühungen in den letzten Jahren sind Fach-
arbeiter immer noch Mangelware. Ohne Zu-
strom ausländischer Arbeitskraft wird das 

Projekt wohl nicht durchführbar sein.
Der anfallende Abraum soll in einen nahe 

gelegenen See geschüttet werden, und nach 
Behördenangaben bestünde keine Gefahr für 
die Umwelt. Allerdings hat die Unesco Beden-
ken angemeldet, da der künftige Tagebau in 
der Nähe des Kujataa-Welterbegebietes liegt. 
Diesen Status erhielt es 2017, um die Land-
schaft zu schützen, in der sich einst die Wikin-
ger niederließen, um Landwirtschaft zu be-
treiben und wo im 18. Jahrhundert auch die 
Inuit erstmals begannen, Schafe zu züchten 
und Gartenbau zu betreiben. Zudem machen 
sich lokale Fischer Sorgen, dass Verunreini-
gungen durch den Tagebau ihre Fischgründe 
beeinträchtigen könnten. 

Wichtig ist, dass beim Abbau der Seltenen 
Erden kein Uran oder Thorium anfällt, denn 
Grönland hat sich 2021 eine Nulltoleranzpo-
litik für nukleare Rohstoffe verordnet. Die 
links geführte Autonomie-Regierung sorgte, 
dem Willen der Bevölkerungsmehrheit ent-
sprechend, damals dafür, dass ein Projekt der 
chinesisch dominierten Firma Greenland Mi-
nerals eingestellt werden musste. Diese ver-
langt mittlerweile zwei Milliarden Euro Kom-
pensation für bisherige Ausgaben und für 
entgehende Gewinne. Dies entspricht etwa 
zwei Drittel des jährlichen Bruttoinlandspro-
dukts Grönlands. Rechtsexperten aus Däne-
mark halten die Klage indes für aussichtslos, 
da unbegründet.

In diese Situation wird Grönland im ak-
tuellen Fall wohl nicht kommen. Beide Sei-
ten erwarten, dass der Erschließungsprozess 
2024 starten wird. In den Medien wird Tan-
breez indes als australisch geführtes Berg-
bauunternehmen mit undurchsichtigen 
Eigentumsverhältnissen bezeichnet. Die nö-
tige Investitionssumme wird auf 500 Milli-
onen Euro geschätzt, wobei das Projekt als 
Teil der EU-Rohstoffallianz gefördert wird. 
Wie bedeutungsvoll dieses eingeschätzt wird, 
zeigt die Tatsache, dass Tanbreez-Chef Barnes 
2019 zu Konsultationen ins Weiße Haus ge-
laden wurde, bevor Donald Trump sein be-
rüchtigtes Kaufangebot für Grönland mach-
te, das seinerzeit für gehörige diplomatische 
Verstimmungen mit Dänemark sorgte. 

Eine etwas undurchsichtige Firma will in Grönland strategisch wichtige Rohstoffe fördern

Der Schatz unter dem Killavaat Alannguat
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Fleischproduktion erneut 
deutlich gesunken
Wiesbaden.  Die Fleischproduktion 
in Deutschland ist weiter zurück-
gegangen. Sie sank im ersten Halb-
jahr um 5,9 Prozent im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum auf 3,3 Millionen 
Tonnen, wie das Statistische Bundes-
amt in Wiesbaden am Mittwoch 
mitteilte. Am stärksten ging die 
Schweinefleischproduktion zurück, 
um 9,4 Prozent im ersten Halbjahr. 
Dieses Segment macht mit 62 Prozent 
immer noch den größten Anteil der 
erzeugten Fleischmenge in Deutsch-
land aus. Die Fleischproduktion in 
Deutschland hatte im Jahr 2016 mit 
8,3 Millionen Tonnen einen Höchst-
wert erreicht. Seitdem sank sie 
jedes Jahr – besonders stark im ver-
gangenen Jahr mit einem Minus von 
rund 8 Prozent.  AFP/nd

Verbraucher kritisieren 
Deutschlandticket
Berlin.  Der Verbraucherzentrale 
Bundesverband (VZBV) hat Mängel 
bei der Umsetzung des Deutschland-
tickets beklagt. Kauf und Kündigung 
stellten Verbraucher noch immer 
vor Probleme, erklärte VZBV-Chefin 
Ramona Pop am Mittwoch in Berlin. 
Kunden kritisierten demnach auch die 
Ausgestaltung als digitales Ticket mit 
Abo-Zwang. Aus einer Untersuchung 
des VZBV geht unter anderem hervor, 
dass der Online-Bestellprozess mit-
unter einfach abbrach und bei der 
Wiederholung des Prozesses dann 
ungewollt mehrere Tickets gekauft 
wurden. In anderen Fällen sei das be-
stellte Online-Ticket nicht in der ent-
sprechenden App aufgetaucht. Zudem 
beklagten Nutzer Probleme bei der 
Kündigung des Tickets. Der Kunden-
service sei häufig weder per Tele-
fon noch per Mail zu erreichen. Alter-
native wäre beispielsweise ein Ticket, 
das nach dem Kauf einmalig 30 Tage 
gültig ist.  AFP/nd

Extreme Schäden durch 
Naturkatastrophen
Zürich.  Die wirtschaftlichen 
Schäden aus Naturkatastrophen be-
liefen sich im ersten Halbjahr 2023 
auf insgesamt 120 Milliarden Dollar. 
Das teilte der Schweizer Rückver-
sicherer Swiss Re am Mittwoch mit. 
Das sei gegenüber dem Vorjahr ein 
leichter Rückgang, die Schäden lägen 
aber 46 Prozent über dem zehn-
jährigen Durchschnitt. Die schlimmste 
Katastrophe gemessen an den wirt
schaftlichen Schäden war das Erd-
beben im Februar in der Türkei und in 
Syrien. Es verursachte Schäden von 
etwa 34 Milliarden Dollar. »Die Aus-
wirkungen des Klimawandels zeigen 
sich in immer extremeren Wetter-
ereignissen«, erklärte der Rückver-
sicherer. Sie seien bei bestimmten 
Naturgefahren wie Hitzewellen, 
Dürren, Überschwemmungen und 
Extremniederschlägen bereits zu er-
kennen. Es sei daher höchste Zeit, 
»verstärkt in die Klimaanpassung zu 
investieren«.  AFP/nd

In Dresden siedelt sich ein weiteres 
Schwergewicht der Mikroelektronik an. 
Der taiwanesische TMSC-Konzern inves-
tiert 10 Milliarden Euro in eine Chipfabrik 
mit 2000 Jobs.

HENDRIK LASCH

Am 11. Februar 1986 fasste das Politbüro der 
SED einen ehrgeizigen Beschluss zur Ent-
wicklung der Mikroelektronik in der DDR. 
Das Land sollte so den großen Rückstand ge-
genüber dem Weltmarkt aufholen. Kern des 
Plans war die Entwicklung eines 1-Megabit-
Speichers im Forschungszentrum Mikroelek
tronik Dresden (ZMD). Wie sinnvoll das war, 
darüber wurde nach Ende der DDR viel ge-
stritten. Das Thema bot Anlass für Witze wie: 
»Die Mikroelektronik in der DDR war nicht 
klein zu kriegen« und für zugespitzte wirt-
schaftspolitische Theorien. Manche Forscher 
verfochten die These, die Milliardensummen 
für den Chip hätten der DDR den ökonomi-
schen Todesstoß versetzt.

Die Ironie der Geschichte ist freilich: Mit 
dem Geld wurde der Grundstock für eine im-
posante Entwicklung der Region Dresden 
nach 1989 gelegt. Die Expertise, die rund um 
das ZMD angesammelt wurde, gilt allgemein 
als entscheidend, dass sich die Region zu ei-
nem Zentrum der europäischen Mikroelek
tronik entwickelte. Zunächst siedelte sich Sie-
mens an. Heute gibt es in der Region, die in 
Anlehnung an die kalifornische Technologie-
schmiede Silicon Valley als »Silicon Saxony« 
bezeichnet wird, Chipfabriken der einstigen 
Siemens-Tochter Infineon, von Globalfoun-
dries und Bosch, in denen über 7000 Men-
schen arbeiten. Und bald kommt eine weitere 
hinzu. Mit dem in Taiwan ansässigen Unter-
nehmen TSMC will auch der Weltmarktfüh-
rer ein Halbleiterwerk errichten. Das sei »die 
Nachricht des Jahres«, jubelte Sachsens Wirt-
schaftsminister Martin Dulig (SPD). Die An-
siedlung sei die größte Einzelinvestition eines 
Unternehmens in Sachsen seit 1990.

Auch in diesem Fall geht es, wie einst beim 
Megabit-Chip, nicht ohne Milliarden vom 
Staat. TSMC investiert 10 Milliarden Euro, er-

hält aber 5 Milliarden aus Steuermitteln. Das 
ist in der Branche mittlerweile üblich und er-
klärte Politik der EU. Diese hat den European 
Chips Act beschlossen mit dem Ziel, den Anteil 
in Europa produzierter Chips von jetzt rund 
10 Prozent bis 2030 nahezu zu verdoppeln. So 
soll die Abhängigkeit von den USA und Asien 
verringert werden, die in der Pandemie wegen 
gestörter Lieferketten zum Problem wurde.

Um Ansiedlungen zu fördern, wollen die 
EU und die Mitgliedsländer immense Beträ-
ge lockermachen. Sagenhafte 10 Milliarden 
erhält allein der US-Chipriese Intel für seinen 
geplanten Neubau in Magdeburg. Infineon 
bekommt für die Erweiterung seines Dresd-
ner Standorts eine Milliarde Euro, rechnerisch 
also eine Million für jeden der 1000 Arbeits-
plätze. Im Fall von TSMC wären es 2,5 Millio-
nen je Job. Ob derlei staatliche Förderung an-
gebracht ist, wurde von Bundesfinanzminister 

Christian Lindner (FDP) und Wirtschaftsfor-
schern infrage gestellt. Frank Böseberg, Ge-
schäftsführer des Netzwerks Silicon Saxony, 
sagte der »Sächsischen Zeitung«, ohne derlei 
Subventionen seien »alle anderen Standort-
vorteile leider nahezu obsolet«.

Spannend wird, wie lange Dresden an-
dere Standortvorteile bewahren kann, etwa 
die Verfügbarkeit von Fachkräften. Zwar will 
TSMC rund 200 Experten mitbringen, weitere 
1800 müssen aber angeworben werden. Dabei 
gibt es in der Region inzwischen harte Konkur-
renz. Intel braucht in Magdeburg 3000 Mit-
arbeiter, Infineon in Dresden weitere 1000, 
Bosch hat die Rekrutierung seiner 700 Mit-
arbeiter noch nicht abgeschlossen. Die vielen 
Zulieferer und Institute haben ebenfalls Per-
sonalbedarf. Darüber hinaus benötigen die Be-
schäftigten und ihre Familien Wohnungen so-
wie Kita- und Schulplätze. Beim Werben um 

Mitarbeiter im Ausland spielt nicht zuletzt das 
gesellschaftliche Klima eine Rolle. Der FDP-Po-
litiker und Taiwan-Experte Frank Müller-Ro-
sentritt fordert, »für Weltoffenheit und Vielfalt 
einzutreten, damit neben der wirtschaftlichen 
Prosperität die Region zum Anziehungspunkt 
in Europa wird«.

Und schließlich wird auch der Ressour-
cenverbrauch zunehmend ein Thema. Flä-
chen werden in Dresden immer knapper. Die 
Chipfabriken verbrauchen zudem enorm viel 
Strom und Wasser. Zu diesen Themen drängt 
der linke Landtagsabgeordnete Nico Brün-
ler die Staatsregierung ebenso zu Auskünf-
ten wie zu sozialen Fragen. Bisher sei offen, 
ob TSMC in Dresden Tariflöhne zahlen wird. 
Auch die IG Metall fordert gute Arbeitsbedin-
gungen. Ihr Regionalbevollmächtigter Stefan 
Ehly hofft auf »tragfähige Mitbestimmung und 
perspektivisch auch Tarifverträge«.

Auch Marktführer TSMC baut Halbleiterfabrik in Dresden – mit fünf Milliarden Euro vom Staat

»Das ist die Nachricht des Jahres – 
nicht nur für Sachsen, sondern 
für die Bundesrepublik und ganz 
Europa.«

Martin Dulig   
Sächsischer Wirtschaftsminister

Der DDR-Chip trägt weitere Früchte

In Dresden entsteht ein »Ökosystem für Halbleiter«, sagt Bundeswirtschaftsminister Habeck. Bosch (hinten) ist schon da, nun kommt TSMC.
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Essen.   Der Energieversorger Eon geht 
trotz angekündigter Preissenkungen für 
Haushaltskunden davon aus, dass die 
Energiepreise im Großhandel dauerhaft 
höher bleiben als vor der Krise. »Ich halte 
das für nahezu ausgeschlossen, dass wir 
in naher Zukunft zurückkommen auf die 
Preise, die wir vor Pandemie und Ukra-
ine-Krieg hatten«, sagte Eon-Finanzvor-
stand Marc Spieker der Deutschen Pres-
se-Agentur. Im vergangenen Jahr waren 
die Großhandelspreise für Strom und Gas 
extrem gestiegen. In der Folge hoben auch 
die Energieversorger die Preise stark an. 
Mittlerweile sind die Großhandelspreise 
wieder deutlich gesunken.

Dazu haben auch die von den EU-Re-
gierungen im Rahmen eines Notfallplans 
beschlossenen Einsparvorgaben beige-
tragen. Der Gasverbrauch sank im Ver-
gleich zu den Vorjahren im letzten Quar-
tal 2022 und ersten Quartal 2023 um 19 
beziehungsweise 18 Prozent. Der Gasnot-
fallplan wurde jetzt verlängert und modi-
fiziert. Bis Ende März 2024 soll die Gas-
nachfrage um weitere 15 Prozent sinken.

Deutschlands größter Energiever-
sorger will am 1. September die Preise 
für Millionen Strom- und Gaskunden in 
Deutschland in der Grundversorgung und 
in Sondertarifen senken – im Schnitt um 
18 Prozent beim Strom und 28 Prozent 
beim Gas. Weitere Tarife will Eon im Früh-
jahr 2024 verbilligen. Der Konzern hat in 
Deutschland insgesamt rund zwölf Mil-
lionen Strom- und zwei Millionen Gas-
kunden. Im ersten Halbjahr verzeichnete 
Eon einen Gewinnsprung, wie das Unter-
nehmen bereits im Juli mitteilte. Im Ver-
trieb lag der Hauptgrund in den gesunke-
nen Beschaffungskosten, die aufgrund der 
langfristigen Beschaffung im Voraus zeit-
verzögert an die Kunden weitergegeben 
werden. Der Konzern geht entsprechend 
davon aus, dass der Vertrieb im zweiten 
Halbjahr wegen der angekündigten Preis-
senkungen deutlich weniger Gewinn ein-
fahren wird.  dpa/nd

Gasnotfallplan der EU wird bis 
März 2024 verlängert

Eon plant weitere 
Preissenkungen
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Festliche Klänge in der Elbphilharmonie 
04.12. – 06.12.2023

LEISTUNGEN
 - Fahrt im komfortablen Reisebus  
ab/bis Berlin-Ostbahnhof

 - 2 Übernachtungen mit Frühstück  
im ibis Hotel St. Pauli Hamburg

 - Reeperbahnspaziergang mit dem  
Original St. Pauli Nachtwächter

 - Konzertkarte für das Adventskonzert 
von Albrecht Mayer mit den Berliner 
Barock Solisten im Großen Saal der 
Elbphilharmonie, PK2

Veranstalter: M-TOURS Erlebnisreisen GmbH, Große Str. 17-19, Osnabrück

Doppelzimmer p.P.  ab 599 Euro
Einzelzimmer p.P. ab 689 Euro

nd LESERREISEN
Frank Diekert, Franz Mehring-Platz 1, 10243 Berlin
Telefon 030 2978 -1620
leserreisen@mazz.berlin
Die M-TOURS Erlebnisreisen GmbH, Große Straße 17 - 19, 49074 Osna-
brück, tritt als Veranstalter und Mittler auf. Der Vertragspartner ist jeweils 
vermerkt. Irrtümer und Druckfehler vorbehalten. Angebote solange der Vor-
rat reicht, inkl. MwSt. sowie exkl. kommunaler Abgaben. Alle Reisen mit 
eigener An- und Abreise. Gebuchte Reiseleistung(en) ist/sind für Personen 
mit eingeschränkter Mobilität nur bedingt nutzbar.©
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Reise- 

begleitung 

durch Heidi 

Diehl


